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Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau Kollegin Velte. – Für die FDP-Fraktion 

spricht Frau Kollegin Schneider.  

Susanne Schneider (FDP): Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Wie sagt der 

Volksmund so treffend? Von der Wiege bis zur Bahre Formulare, Formulare. – Mit Ihrem 

Bestattungsgesetz, werte Frau Ministerin, fügen Sie beispielsweise mit dem Nachweis der 

ordnungsgemäßen Urnenbestattung ein weiteres hinzu. Mir stellt sich die Frage: Was bedeutet 

ordnungsgemäß? Erdbestattung – ordnungsgemäß, Urnenbestattung – ordnungsgemäß, 

Friedwälder oder Bestattung auf hoher See – ordnungsgemäß. Dass Menschen heute immer 

häufiger sehr konkrete Vorstellungen von ihrer eigenen Beerdigung haben, bleibt jedoch gänz- 

lich unberücksichtigt, obwohl sich die Bestattungskultur in diesem Land in den letzten Jahren 

deutlich gewandelt hat.  

Wenn jemand wünscht, dass seine Totenasche als Erinnerungsstück für die Hinterbliebenen 

zum Diamanten verpresst wird, möchte ich dies nicht generell verurteilen.  

Oder wenn die Liesel die Asche ihres verstorbenen Friedrich im Garten unter der Zierkirsche 

bestatten möchte, weil er dieses Plätzchen immer so mochte und dieses auch zu Lebzeiten 

verfügte, finde ich das alles andere als nicht ordnungsgemäß.  



(Beifall von der FDP)  

Solche individuellen Wünsche berücksichtigt das Gesetz leider gar nicht. Diese Diskussion 

sollte aber meiner Meinung nach in unserer Gesellschaft geführt werden.  

Auch der Nachweis, dass Grabsteine nicht durch Kinderarbeit hergestellt worden sind, 

erscheint der FDP-Landtagsfraktion nicht gerade unbürokratisch und nur schwer durchführbar. 

Sicher möchte niemand der hier Anwesenden, dass Kinder solche schweren, gefährlichen 

Arbeiten durchführen. Wie hoch tatsächlich die Zahl der Kinder bei der Herstellung von 

Grabsteinen ist, lässt sich nicht verlässlich feststellen. Fakt ist, Kinderarbeit verletzt Kinder in 

ihren Grundrechten, nimmt den Betroffenen die Chance auf Ausbildung und auf qualifizierte 

Arbeit im Erwachsenenalter. Sie bleiben in Armut und werden ihrer Zukunftschancen beraubt.  

Die Zertifizierung der Grabmäler und Grabsteineinfassungen, die die Landesregierung nun 

vorschlägt, wird aber an den Bedingungen vor Ort leider nichts ändern. Das 

Bundesverwaltungsgericht hat im Oktober 2013 festgestellt, dass es gegen ein generelles 

Aufstellungsverbot von Grabsteinen, die durch ausbeuterische Kinderarbeit hergestellt 

wurden, keine Bedenken gibt. Jedoch sollte der Gesetzgeber festlegen, wie der Nachweis zu 

gestalten ist. Hierzu vermisse ich in dem geänderten Gesetzentwurf konkrete Regelungen.  

(Beifall von der FDP)  

Wie soll ein solcher Nachweis unveränderbar angebracht werden? Da bin ich gespannt, wie 

das in der Praxis umgesetzt werden soll. Den Schwarzen Peter haben die Kommunen. Sie 

sollen entscheiden, welche Steine aufgestellt werden dürfen und werden mit Aufgaben zur 

Anerkennung von Zertifizierungsstellen und der Kontrolle der Einhaltung belastet.  

Was passiert mit den Steinen, die die Steinmetze bereits in ihrer Ausstellung haben? Lässt sich 

definitiv feststellen, ob diese Steine ohne Kinderarbeit produziert wurden? Eine Beantwortung 

umgehen Sie, indem Sie pauschal alle vor dem 1. Mai 2015 eingeführten Steine von dieser 

Regelung ausnehmen. Ich würde mich nicht wundern, wenn diese Maßnahme den einen oder 

anderen Betrieb noch zu Großeinkäufen vor diesem Stichtag veranlasste.  

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Vor vielen Jahren war es wichtig, dass ein 

Verstorbener aus Gründen der Hygiene und des Gesundheitsschutzes zügig bestattet wird. 



Inzwischen stehen viele technische Möglichkeiten zur Verfügung, sodass hier keine Eile mehr 

geboten ist. Ein Kritik- punkt an der ursprünglichen Gesetzesvorlage war für die Liberalen, 

dass nicht nur eine Erdbestattung innerhalb von acht Tagen erfolgen sollte, sondern künftig 

auch die Kremierung des Leichnams. Ersteres war in der Vergangenheit schon häufig schwie- 

rig – zum Beispiel wegen Feiertagen an Weihnachten oder Ostern. Auch wenn sich 

Angehörige im Ausland aufhielten, wurden diese wegen der Acht- Tages-Frist häufig vor 

große Herausforderungen gestellt. Es konnte zwar immer eine Ausnahmegenehmigung 

beantragt werden; für die Hinterbliebenen führte das jedoch zu zusätzlichen Belastungen.  

Eine Einäscherung innerhalb von acht Tagen jedoch ist kaum möglich, da sich viele Menschen 

eine Trauerfeier mit Sarg wünschen. Dieser Wunsch und eine Kremierung innerhalb von acht 

Tagen wären in der Praxis nicht vereinbar gewesen. Das wurde auch von den Experten in der 

Anhörung betont. Die auf zehn Tage geänderte Frist sorgt nun zumindest für eine gewisse 

zeitliche Entspannung.  

Die FDP-Landtagsfraktion hat bereits 2011 die Landesregierung aufgefordert, sich für eine 

Erleichterung islamischer Bestattungen in Nordrhein- Westfalen einzusetzen. Zwar gibt es 

mittlerweile einige Städte wie zum Beispiel Köln, Duisburg, Wuppertal oder Münster, wo 

islamische Bestattungen erfolgen können; von einem bedarfsgerechten Angebot konnte aber 

bei Weitem noch nicht gesprochen werden. Unseren muslimischen Mitbürgern ist es aber 

verständlicherweise wichtig, die Bestattung entsprechend ihrer Religion durchzuführen.  

Während die Migranten der ersten Generation häufig in ihrem Heimatland beigesetzt werden 

wollten, wünschen sich inzwischen viele Muslime eine Beisetzung in ihrem langjährigen 

Wohnort hier in Nordrhein-Westfalen. Städte und Gemeinden können nun zukünftig 

entscheiden, die Errichtung und den Betrieb von Friedhöfen auch gemeinnützigen Reli- 

gionsgemeinschaften oder religiösen Vereinen zu übertragen. Das und auch die Beerdigung, 

die künftig bereits nach 24 Stunden durchgeführt werden kann, werden in der Gesetzesvorlage 

berücksichtigt. Damit erfüllen Sie auch eine alte Forderung der FDP-Fraktion im Landtag von 

Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall von der FDP)  

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ein wichtiger Punkt im Bestattungsgesetz 

ist die Leichenschau, die nach dem Ableben eines Menschen durchzuführen ist. In der 



Vergangenheit war eine zweite Leichenschau lediglich bei einer gewünschten Einäscherung 

oder selbstverständlich beim Verdacht eines unnatürlichen Todes vorge- schrieben. Experten 

gehen jedoch von jährlich weit über 10.000 unentdeckten und unnatürlichen Todesfällen in 

Deutschland aus. Hier besteht Handlungsbedarf.  

Die Älteren von Ihnen erinnern sich vielleicht noch an „Quincy“, eine Fernsehserie über einen 

sogenannten Coroner, dessen Tätigkeit ausschließlich darin bestand, Leichen gründlich 

anzuschauen. Im wirklichen Leben ist in Europa – beispielsweise in England und Wales – 

dieses Coroner-System vorhanden: Jeder Tote wird unabhängig von einer Verdachtslage auf 

Fremdverschulden untersucht. Dies erscheint mir der Idealzustand, lässt sich auf Deutschland 

bzw. Nordrhein-Westfalen leider nicht so einfach übertragen. Außerdem spielen – wie immer 

– auch die Kosten eine nicht unerhebliche Rolle.  

Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf soll nunmehr generell eine zweite Leichenschau 

durchgeführt werden. Das ist sinnvoll und richtig; aber leider ist das nur für Modellregionen 

geplant. Nach Meinung zahlreicher Sachverständiger wäre das für das ganze Land sinnvoll 

und sollte spätestens im Anschluss an das Modellprojekt flächendeckend eingeführt werden.  

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Das Bestattungsgesetz hat durch die 

Diskussion im Ausschuss und die Anhörung der Sachverständigen eine Reihe von 

Verbesserungen erfahren. Einige Forderungen und Wünsche der Liberalen wurden ebenfalls 

berücksichtigt. Da es aber an zahlreichen Stellen überflüssige Bürokratie mit sich bringt, wird 

sich die FDP-Fraktion bei der Abstimmung enthalten. – Ich danke Ihnen.  

(Beifall von der FDP)  

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau Kollegin Schneider. – Für die Fraktion der 

Piraten spricht der Kollege Wegner.  

 
 


